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M omentan passieren nicht mehr
7000 Flüchtlinge am Tag die

deutsche Grenze, sondern etwa die
Hälfte. Ein „nur noch“ an dieser Stelle
einzufügen wäre allerdings vermessen;
noch vor wenigen Jahren begehrten so
viele in einem Monat Asyl wie heute an
einem Tag. Trotzdem verläuft die Zu-
sammenarbeit zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen mittlerweile be-
wundernswert gut. Umso verwunder-
licher ist die Kritik des bayerischen In-
nenministers am Bund. Der solle end-
lich Bayern die Kontrolle jener Grenz-
übergänge überlassen, die die Bundes-
polizei nicht erfassen könne, polterte
Joachim Herrmann – offenbar mit
Blick auf die CSU-Klausur in Wildbad
Kreuth. Zu dieser wurde der britische
Premierminister Cameron eingeladen,
weder ein Freund vertiefter europäi-
scher Zusammenarbeit noch von Mer-
kels Flüchtlingspolitik. Kritiker Brüsse-
ler Absichten und vor allem Berliner
Entscheidungen sollen wohl eingehegt
werden. Doch sind solche Signale zwei-
deutig, zeigt die Flüchtlingskrise doch
wie kaum ein Problemfeld, wie sehr
Bayern auf die Zusammenarbeit mit
Berlin und Brüssel angewiesen ist.  jib.

D as Bedürfnis, in einem Konflikt
zwischen „Gut“ und „Böse“ zu un-

terscheiden, führt im Falle des Bürger-
kriegs in Syrien zu nichts. Aber das Ver-
halten Präsident Assads lässt interes-
sante Einblicke zu. Da schließt das Re-
gime einerseits ein Abkommen, das
Kämpfern des „Islamischen Staates“
freien Abzug aus umkämpften Gebie-
ten zusichert. Andererseits wird ein Re-
bellenführer, der (auch) gegen den IS
kämpft, durch einen Luftangriff getö-
tet. Sahran Allusch hatte sich zuvor be-
reit erklärt, an Gesprächen über eine
politische Lösung des vertrackten Kon-
flikts teilzunehmen. Wie ehrlich der Is-
lamist das meinte, wissen wir nicht. Er
war aber ein unbedingter Gegner des
syrischen Präsidenten, was ihn für das
Regime zum Vogelfreien werden ließ.
Assads Haltung wird von seinem russi-
schen Verbündeten geteilt. Es ist wohl
so, dass es ohne Beteiligung Moskaus
ganz sicher keinen Frieden in Syrien
geben wird. Aber Russlands Agieren
dort „konstruktiv“ zu nennen fällt sehr
schwer. Da ist es gut, dass die Nato mit
Awacs-Flugzeugen aus der Türkei künf-
tig noch genauer hinschauen will, was
in Syrien passiert. pes.

S eit drei Jahren gilt die Ankündi-
gung eines Bundespräsidenten

und zweier Ressortminister (Steinmei-
er, von der Leyen), dass Deutschland
künftig mehr internationale Verant-
wortung übernehmen wolle. Auf Dau-
er kann diese Absicht nur dann glaub-
würdig bleiben, wenn sie mit einer aus-
reichenden sicherheitspolitischen Aus-
stattung unterlegt wird. Nicht nur die
Ausgaben für Flüchtlingshilfe und Ent-
wicklungpolitik, auch die Mittel für die
Bundeswehr müssen wachsen, mindes-
tens so sehr, dass die Ausgabenquote
gemessen am Bruttoinlandsprodukt,
nicht weiter sinkt, sondern eher mode-
rat auf 1,2 Prozent steigt – von dem
Zwei-Prozent-Ziel, auf das sich die
Nato, also auch die Bundesregierung,
verpflichtet hat, wäre das immer noch
weit entfernt. Die Bundeswehr braucht
für ihre Verteidigungs- und Einsatzauf-
gaben mehr gut qualifiziertes Perso-
nal. Ohne militärische Handlungsmög-
lichkeiten wirkt aller außenpolitischer
Handlungswille mitunter lahm. Und,
da hat der Chef des Bundeswehrver-
bandes recht: Die Flüchtlingshilfe im
Innern ist kein dauerhaftes Einsatz-
gebiet für die Bundeswehr.  Lt.

Seine Vorliebe für Maßanzüge, italieni-
sche Schuhe und sorgfältig frisiertes
Haar haben Yossi Cohen den Spitz-
namen „Das Model“ eingebracht. Mit
seiner eleganten Erscheinung fällt der
neue Mossad-Chef in Israel auf, wo es
unter Politikern modisch traditionell le-
ger zugeht. Noch vor gut zwei Jahren
wussten die meisten Israelis weder, wie
der neue Chef des Auslandsgeheim-
dienstes aussieht, noch wie er heißt:
Als stellvertretender Chef des Auslands-
geheimdienstes wurde er nur Y. ge-
nannt, bevor Ministerpräsident Netan-
jahu ihn zum Nationalen Sicherheitsbe-
rater ernannte und den Schattenmann
ins politische Rampenlicht holte.

Ihr jahrelanger Kampf gegen das ira-
nische Atomprogramm verbindet den
Agenten und den Regierungschef. „Die
atomare Bedrohung durch Iran hat in-
ternational weiterhin höchste Priorität.
Israel wird dabei eine Führungsrolle
spielen“, sagte Cohen in einem Inter-
view. Treffen Presseberichte zu, dann
leistete er selbst einen wichtigen Bei-
trag, um die Iraner zu bremsen. Als Co-
hen beim Mossad die Tzomet-Abtei-
lung für besondere Einsätze leitete,
häuften sich in Iran mysteriöse Vorfäl-
le: Wissenschaftler wurden ermordet,
Computer mit Viren infiziert – und es
gab unerklärbare technische Probleme.

Zu Beginn seiner Karriere Anfang
der achtziger Jahre soll Cohen in Euro-
pa im Einsatz gewesen sein und später
dort eine Mossad-Vertretung geleitet
haben. Während eines Studienaufent-
halts habe ihn der Mossad in London re-
krutiert, sagte Cohen einmal. Als jun-
ger Agent sei er aufgetreten und habe
gesprochen wie James Bond, erzählt
man in Israel. Der Mossad-Chef spricht
Englisch, Französisch und Arabisch.

Gesprächspartner berichten von Co-
hens charmantem Auftreten. Sein Ver-
handlungsgeschick half ihm auf dem
Posten des Nationalen Sicherheitsbera-
ters. Während Netanjahus Beziehun-
gen zur amerikanischen Regierung ei-
nen Tiefpunkt erreichten, unterhielt
Cohen vertrauensvolle Kontakte zu Si-
cherheitsberaterin Susan Rice und Au-
ßenminister John Kerry; Kerry rief Co-
hen angeblich sogar an, um ihm zur Ge-
burt seines ersten Enkelkindes zu gratu-
lieren. Susan Rice informierte ihn über
den Stand der Atomverhandlungen mit
Iran. In Jerusalem wurden die guten Be-
ziehungen nach Washington und zu an-
deren westlichen Diensten als ein wich-
tiger Grund für Cohens Berufung ge-
nannt. Während seine Vorgänger ihre
Karrieren als Sicherheitsberater been-
deten, erwarb sich Cohen das Vertrau-
en des Regierungschefs, der ihn auch
als Geheimdienstchef von Anfang Janu-
ar an weiter in seiner Nähe haben will.

Der 54 Jahre alte Vater von vier Kin-
dern, der in seiner Freizeit gern Mara-
thon läuft, kommt aus einer religiösen
Familie. Seine Erziehung in einer Je-
schiwa und die Zeit in der jüdischen Ju-
gendbewegung seien prägend gewesen,
sagte Cohen einmal, der sich als religiö-
ser Zionist versteht. Er trägt keine Kip-
pa auf dem Kopf, wie der Direktor des
Inlandsgeheimdienstes Schinbeth und
der neue Polizeichef, der im Dezember
seinen Posten antrat. Abgesehen vom
Generalstabschef der Armee, haben
mit Cohen jetzt drei der vier wichtigs-
ten israelischen Sicherheitschefs einen
religiösen Hintergrund.
 HANS-CHRISTIAN RÖSSLER

Bayern, Berlin, Brüssel
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 LONDON, im Dezember
Kurz bevor Jeremy Corbyn seine ers-

ten 100 Tage als britischer Oppositions-
führer zurückgelegt hatte, wurde seine
Vertreterin in der Fraktion, Angela
Eagle, in die prestigeträchtige „Andrew
Marr Show“ eingeladen. Ob denn die La-
bour Party mit ihrem neuen, umstritte-
nen Vorsitzenden in die nächsten Unter-
hauswahlen ziehen wolle, fragte Gastge-
ber Marr. Bis Mai 2020 sind es noch mehr
als vier Jahre, und Eagle hätte das ohne
größere Risiken bejahen können. Statt-
dessen wich sie aus, wand sich und formu-
lierte schließlich einen bemerkenswer-
ten Satz: „Meine Aufgabe ist es, mit dem
Vorsitzenden zusammenzuarbeiten, den
wir haben.“ Begeisterung klingt anders.
Wahrscheinlich ist Jeremy Corbyn sogar
der unbeliebteste Parteichef, den die La-
bour-Fraktion je hatte. Aber die hat ihn ja
auch nicht gewählt, und da steckt schon
ein Teil der Schwierigkeiten, in denen
„Her Majesty’s Official Opposition“ der-
zeit steckt. Corbyn, der mehr als dreißig
Jahre lang die Hinterbank im britischen
Unterhaus gedrückt hatte, war im Septem-
ber überraschend in einer Urwahl gewählt
worden, und zwar von der Parteibasis. Die-
se hat sich ganz offensichtlich weit von
der Fraktion entfernt – oder auch jene
von ihr.

Die veröffentlichte Bilanz der ersten
100 Amtstage fiel verheerend aus. In fast
allen Zeitungen, selbst im Labour-freund-
lichen „Guardian“, wurden anonyme La-
bour-Politiker zitiert, die dem Chef denk-
bar schlechte Noten ausstellten und der
Partei unter dessen Führung nicht die ge-
ringsten Wahlchancen einräumten. „Ich
kann einfach nicht erkennen, wie das län-
ger als zwei Jahre gehen soll“, zitierte die
„Financial Times“ ein namentlich nicht

genanntes Mitglied des Schattenkabi-
netts. „Beim besten Willen in der Welt –
es funktioniert einfach nicht!“ Corbyn
hatte nie etwas mit dem politischen
Establishment zu tun, dem wiederum die
Redaktionen in London angehören. Das
erklärt einen Teil der breiten medialen
Ablehnung. Den anderen hat sich Cor-
byn selbst zuzuschreiben.

Vor allem seine Sicherheitspolitik fin-
det wenig Anklang. Dass der langjährige
Anführer der „Stop the War Coalition“
andere Akzente setzen würde als seine
Vorgänger, war allen klar. Aber seine An-
kündigung, das staatliche Atomwaffenar-
senal nie – auch nicht im Verteidigungs-
fall – einzusetzen, verblüffte dann doch
über die Welt des Militärs hinaus. Nach

den Pariser Terroranschlägen stellte er
den Schusswaffengebrauch der briti-
schen Polizei in Frage, bevor er, wenig
später, im Unterhaus Militärschlägen ge-
gen den sogenannten „Islamischen
Staat“ in Syrien eine Absage erteilte. All
diese Positionen lassen sich mit ehren-
werten Argumenten begründen, aber
Corbyn, der sogar das Singen der Natio-
nalhymne verweigert, macht es der Regie-
rung Cameron leicht, ihn als „nationales
Sicherheitsrisiko“ darzustellen.

Gewöhnungsbedürftig ist auch sein
politischer Stil. Die angekündigte neue
Sachlichkeit, die er nicht zuletzt wäh-
rend der wöchentlichen Leistungsschau
„Prime Minister’s Questions“ praktiziert,
hob sich zunächst auf interessante Weise

vom üblichen Theater im Unterhaus ab.
Doch mit den Wochen breitete sich durch
Corbyns drögen Vortragsstil und seine
Verachtung jedweder Schlagfertigkeit
eine gewisse Langeweile aus. Humorlosig-
keit, Selbstgerechtigkeit und ein Schuss
Moralinsäure sind zu Corbyns Markenzei-
chen geworden, die wiederum mit seiner
strikten Ablehnung von Fleisch und Alko-
hol zu korrespondieren scheinen. In der
auf Pointen und Unterhaltung ausgerich-
teten Kultur der britischen Politik wun-
dert es nicht, dass Jeremy Corbyns Initia-
len – JC – mittlerweile mit Jesus Christus
übersetzt werden.

Dem Parteichef und seinem engsten
Weggefährten, Schatten-Schatzkanzler
John McDonnell, unterliefen zudem unnö-
tige Anfängerfehler. Auf einer Weih-
nachtsfeier der Labour Party zitierte Cor-
byn unlängst eine Grußadresse des frühe-
ren albanischen Diktators Enver Hodscha,
was seine Gegner natürlich genüsslich an
die Presse weitergaben. McDonnell wie-
derum las im Parlament aus der Mao-Bi-
bel vor, um Schatzkanzler George Osbor-
ne vorzuführen, was jener wiederum geis-
tesgegenwärtig nutzte, um seinen Widersa-
cher – einen bekennenden Sozialisten –
dem Gespött des Hauses auszuliefern.

Ein paar Erfolge darf sich Corbyn aller-
dings auch ans Revers stecken. Seine stu-
re, aber konzentrierte Kampagne gegen
die geplanten Kürzungen der Gehaltsauf-
stockungen („tax credits“) zwang Os-
borne dazu, das Kernstück seiner Sparpo-
litik zurückzuziehen. Auf der Habenseite
ist auch zu verbuchen, dass Corbyn die
Mitgliederzahlen der Labour Party auf
ungeahnte Höhen schnellen ließ, auch
wenn zuletzt wieder einige die Partei ver-
lassen haben. Als größter Triumph der
vergangenen hundert Tage wird ihm be-
schieden, sie politisch überlebt zu haben.

 BERLIN, 27. Dezember
Es geht um viel. Das ist Martin Singe

wichtig zu betonen, daran möchte er kei-
nen Zweifel lassen. Von „gravierenden
Auswirkungen“ spricht der Koordinator
der Arbeitsgruppe Strafvollzug im Komi-
tee für Grundrechte und Demokratie und
von einem „materiellen Loch“, in das die
Menschen fallen. Die Rede ist von der Si-
tuation der Gefangenen – nach der Verbü-
ßung ihrer Haftstrafe, im Alter. Der
Grund für diese „vorprogrammierte Ar-
mut“, wie es Oliver Rast, der Sprecher der
selbsternannten „Gefangenen-Gewerk-
schaft/Bundesweite Organisation“ (GG/
BO), nennt, ist folgender: Die Häftlinge,
die hinter Gittern arbeiten oder sich in der
Ausbildung befinden, sind nicht sozialver-
sichert, das heißt weder in der Kranken-,
Pflege- noch in der Rentenversicherung.
Einzige Ausnahme bildet die Arbeitslosen-
versicherung. Ein „Unding“ sei das, sagt
Singe, sozialpolitisch und menschlich.

Neu ist diese Situation nicht – die Inten-
sität des Protests ist es schon. „Es gab lan-
ge Zeit keine Gruppierungen, die sich da-
für eingesetzt und richtig starkgemacht ha-
ben“, sagt Singe. Das sei nun anders. Das
Grundrechtekomitee, die Bundesarbeits-
gemeinschaft für Straffälligenhilfe, die Ge-
fangenen-Gewerkschaft, die im Mai 2014
gegründet wurde und laut Eigenangaben
rund 850 Inhaftierte aus 70 deutschen Ge-
fängnissen zu ihren Mitgliedern zählt, und
weitere Organisationen wollen nicht lo-
ckerlassen. „Der Druck wird breiter. Es
wird nicht mehr klappen, dass sich die Po-
litik rausredet“, sagt Singe.

Seit vier Jahren läuft der neuerliche Pro-
test. Er startete mit einer Petition, bei der
über 6000 Unterschriften zusammenka-
men. Sie fordert vor allem die Einbezie-
hung der Gefangenen in die gesetzliche
Rentenversicherung. Ihr Fehlen habe die
gravierendsten Auswirkungen, sagt Singe.
Bei der Rentenfrage gehe es um den Er-
folg der Resozialisierung. Das „materielle
Loch“ mache Rückfälle wahrscheinlicher.
Die Situation sei „mit dem Wiedereinglie-
derungsauftrag des Strafvollzugs nicht ver-
einbar“, klagt die Bundesarbeitsgemein-
schaft für Straffälligenhilfe.

Die Organisationen, die den aktuellen
Protest tragen, berufen sich bei ihren For-
derungen auf ein Gesetz, dessen Inkraft-
treten schon fast vierzig Jahre zurückliegt.
Eine Tatsache, die zeigt, wie lange das
Thema schon schwelt. 1976 war es, als das
damals beschlossene Strafvollzugsgesetz
Regelungen für die Sozialversicherung
von Gefangenen entwarf, ihre Umsetzung
aber einem besonderen Bundesgesetz vor-
behielt. Dieses wurde bis heute nie verab-
schiedet. In der Zwischenzeit war das The-
ma stärker auf der politischen Agenda ver-
treten, als die Bundesregierung Ende der
siebziger und Anfang der achtziger Jahre
zwei schließlich gescheiterte Gesetzent-
würfe vorlegte; anschließend geriet es
mehr oder minder in Vergessenheit. Doch
woran liegt es, dass das Gesetz nicht – wie
vorgesehen – längst verabschiedet ist?

Die Bundesregierung halte die Einbe-
ziehung grundsätzlich für sinnvoll und

habe sich in der Vergangenheit auch mehr-
fach – unter anderem im Rahmen parla-
mentarischer Anfragen – in diesem Sinne
geäußert, heißt es aus dem Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales. Es scheitere
an den finanziellen Vorbehalten der Län-
der. Es geht dabei um die stattlichen Kos-
ten. Denn die Länder müssten, so die Aus-
kunft des Bundesministeriums der Justiz,
die Rentenversicherungsbeiträge über-
nehmen. Das sei „vor allem der Grund da-
für, dass die Inkraftsetzung der Regelun-
gen im Strafvollzugsgesetz über die umfas-
sende Einbeziehung von Strafgefangenen
und Sicherungsverwahrten in die Sozial-
versicherung aufgeschoben wurde“. Auch
ein Antrag der Linkspartei Ende 2014, der
einen Gesetzentwurf forderte, der eben-
falls die Einbeziehung in die Rentenversi-
cherung ermöglichen sollte, scheiterte mit
dieser Begründung.

Über die mögliche Höhe der Kosten
können die Bundesministerien keine An-
gaben machen. Schätzungen, sagt Martin
Singe vom Grundrechtekomitee, gingen
von ungefähr 160 Millionen Euro aus, die
bundesweit durch die Einzahlung in die
Rentenkasse gestemmt werden müssten.
Rund 40 000 Menschen seien aktuell in
den deutschen Haftanstalten in Arbeit
oder Ausbildung, so Singe. Auch diese
Zahl ist unbestätigt. Sicher hingegen ist
laut Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales: Eine Initiative der Bundesregie-
rung habe zurzeit keine Aussicht auf Er-
folg. Derzeit liegt das Thema bei der Justiz-
ministerkonferenz der Länder. Im Juni hat-
te diese bei ihrem Frühjahrstreffen den
Strafvollzugsausschuss der Länder beauf-
tragt, „Grundlagen und Auswirkungen ei-
ner Einbeziehung von Strafgefangenen
und Sicherungsverwahrten für Beschäfti-
gungszeiten während der Haft und der Si-
cherungsverwahrung in die gesetzliche
Rentenversicherung“ zu prüfen. Er soll
„die tatsächlichen, rechtlichen und finan-
ziellen Aspekte der Thematik erarbeiten“,
so der Sprecher des Justizministeriums
Mecklenburg-Vorpommern. Dieser Pro-
zess geht jedoch vielen nicht schnell ge-
nug.

Als vor wenigen Wochen, Mitte Novem-
ber, die Herbstkonferenz der Justizminis-
ter tagte und die Rente für Gefangene
nicht auf der Tagesordnung des Treffens
auftauchte, gab es deutliche Worte. Einen
Tag vor der Konferenz bezeichnete Singe
es in einer scharfen Pressemitteilung als
„skandalös“, wie schleppend das Vorge-
hen behandelt werde. „Wir hätten schon
gedacht, dass man das Thema dann inner-
halb dieser Zeit bearbeitet bekommt und
uns im Herbst immerhin ein Zwischener-
gebnis präsentieren kann“, sagt Singe.

Oliver Rast, Sprecher der selbsternann-
ten „Gefangenen-Gewerkschaft/Bundes-
weite Organisation“, geht sogar noch wei-
ter: Man habe nach den Signalen auf der
Konferenz vom Frühjahr fest damit gerech-
net, dass es dort endlich eine Entschei-
dung gebe. Dass es zwischen den beiden
Konferenzen im Frühjahr und Herbst
dann aber offenbar nur ein Treffen der
vom Strafvollzugsausschuss gebildeten Ar-

beitsgruppe gegeben habe, die sich mit die-
sem Rententhema befassen soll, halte er
aufgrund der sozialpolitischen Relevanz
für bedenklich.

Die Arbeitsgruppe habe sich im Okto-
ber erstmals getroffen, bestätigte ein Spre-
cher des Justizministeriums Baden-Würt-
temberg – das nächste Treffen sei für Janu-
ar 2016 vereinbart. Hoffnung auf eine
schnelle Einigung machen seine Aussa-
gen nicht. Es sei eher unwahrscheinlich,
dass bei der Frühjahrskonferenz der Justiz-
minister der Länder im kommenden Jahr
bereits Endergebnisse präsentiert werden
könnten. Das Thema sei „sehr komplex“,
es gebe keinen konkreten Zeitraum für die
Bearbeitung. Auch im Justizministerium
Mecklenburg-Vorpommern rechnet man
damit, dass „Ergebnisse frühestens zur
nächsten Frühjahrsjustizministerkonfe-
renz in Brandenburg vorliegen könnten,
die Grundlage einer anschließenden Dis-
kussion im politischen Raum wären“.

Vieles müsse noch geklärt werden,
heißt es aus Baden-Württemberg. Im Mit-
telpunkt stehen dabei – wieder einmal –
vor allem die Kosten. Nur weil der Vollzug
Ländersache sei, bedeute das noch nicht,
dass die Länder in diesem Fall auch die al-
leinigen Zahlenden seien, so der Sprecher
des Justizministeriums. Unter den Län-
dern gibt es zudem grundverschiedene
Standpunkte. Das machten die Stellung-
nahmen auf einen offenen Brief des
Grundrechtekomitees zu Beginn des Jah-
res 2015 deutlich: Mecklenburg-Vorpom-
merns Justizministerin Uta-Maria Kuder
(CDU) wies darauf hin, dass „es nicht ge-
rechtfertigt ist, den Gefangenen neben
den notwendigen Einschränkungen, die
der Freiheitsentzug unvermeidbar mit
sich bringt, weitere vermeidbare wirt-
schaftliche Einbußen zuzufügen“.

Ablehnend äußerte sich in einem
Schreiben aus dem Mai hingegen etwa das
rheinland-pfälzische Justizministerium –
eine Initiative des Landes mit dem Ziel,
die Einbeziehung der Strafgefangenen in
die gesetzliche Rentenversicherung zu er-
reichen, werde nicht in Erwägung gezo-
gen. Egal, wie es am Ende ausgeht, lassen
diese Vorzeichen erahnen: Die fast vierzig-
jährige Wartezeit auf eine Regelung wird
wohl vorerst noch weitergehen.

Hundert Tage als Oppositionsführer überlebt
Jeremy Corbyn ist wohl der unbeliebteste Vorsitzende, den die Labour Party je hatte / Von Jochen Buchsteiner

Erst hinter Gitter, dann ins materielle Loch?
Eine Einbeziehung von Gefangenen in die Rentenversicherung ist sinnvoll, aber auch teuer / Von Johannes Mohren

Genau hinschauen
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Geheimdienstchef

Immer an der Spitze des Protests: Jeremy Corbyn am 4. Dezember in London  Foto Imago

Seit vierzig Jahren will der
Bund für eine Regelung
sorgen, jedoch widersetzen
sich bisher die Länder.
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